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DER VERBANDSGEMEINDEBÜRGERMEISTER 

 

Sprechzeiten Verbandsgemeinde: 

Dienstag: 08:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr 

Donnerstag: 08:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:30 Uhr 

Freitag: 08:00 – 12:00 Uhr 

oder nach Vereinbarung 

 

Bankverbindung: 

DKB Magdeburg 

IBAN: DE 62 1203 0000 0000 7222 49 

BIC: BYLADEM1001 

 

 
 

Amt für Allgemeine Verwaltung  
und Bürgerdienste                                                                                  September 2022 
 
 

ÖFFENTLICHE   BEKANNTMACHUNG 

 
Gemäß § 36 (2) Bundesmeldegesetz (BMG) wird darauf hingewiesen, 
dass  einer Datenübermittlung an die Bundeswehr  nach § 58c Solda-
tengesetz widersprochen werden kann. Bitte wenden sie sich an ihr 
Einwohnermeldeamt 
 

Bundesmeldegesetz (BMG) 
§ 36 Regelmäßige Datenübermittlungen 
(1) Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen, die ohne Ersuchen in allgemein be-
stimmten Fällen regelmäßig wiederkehrend durchgeführt werden (regelmäßige Datenübermitt-
lungen), sind zulässig, soweit dies durch Bundes- oder Landesrecht bestimmt ist, in dem Anlass 
und Zweck der Übermittlungen, der Datenempfänger und die zu übermittelnden Daten festge-
legt sind. 
(2) Eine Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes ist nur zulässig, 
soweit die betroffene Person nicht widersprochen hat. Die betroffene Person ist auf ihr Wider-
spruchsrecht bei der Anmeldung und spätestens im Oktober eines jeden Jahres durch ortsübli-
che Bekanntmachung hinzuweisen. 
 
Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG) 
§ 58c Übermittlung personenbezogener Daten durch die Meldebehörden 
(1) Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial nach Absatz 2 Satz 1 übermitteln die 
Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis 
zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten 
Jahr volljährig werden:  
  
1.Familienname, 
2.Vornamen, 
3.gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 36 Absatz 2 des Bundes-
meldegesetzes widersprochen haben. 
(2) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr darf die Daten nur dazu 
verwenden, Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften zu versenden. 
(3) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr hat die Daten zu löschen, 
wenn die Betroffenen dies verlangen, spätestens jedoch nach Ablauf eines Jahres nach der 
erstmaligen Speicherung der Daten beim Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr. 
 
 

im Auftrag 
gez. Schulze 
Allgemeine Verwaltung und Bürgerdienste 


